
Dezentrale Unterbringung 

Viele Kommunen setzen auf eine dezentrale Unter-
bringung von Anfang an. Für Geflüchtete bietet dies 
den Vorteil, von Beginn an nachbarschaftliche Struk-
turen und Wissen über Wohnen in Deutschland auf-
zubauen. Für alle Bewohner:innen enstehen mehr 
Anknüpfungsmöglichkeiten für erste zwanglose Kon-
takte. Wichtige Partner in der dezentralen Unterbrin-
gung sind kommunale Wohnungsgesellschaften, pri-
vatwirtschaftliche Unternehmen und private Vermie-
ter:innen. 

Gezielte Ansprache von Vermieter:innen 

In kleinen Gemeinden mit wenig kommunalem Woh-
nungsbestand ist Wohneigentum oft unter vielen Pri-
vatpersonen verteilt. Private Vermieter:innen lassen 
sich durchaus für die Unterbringung von Geflüchte-
ten gewinnen, allerdings sind hier besondere Strate-
gien gefragt, etwa eine persönliche Ansprache. Die 
Zusammenarbeit der Kommune mit Ehrenamtlichen 
in der Flüchtlingshilfe und die Nutzung ihrer sozialen 
Netzwerke kann hier einen besonderen Beitrag leis-
ten.  

Begleitung des Einzugs 

Ein begleiteter Einzug hat sich in einigen Kom-
munen als hilfreich erwiesen. Sozialarbeitende 
informieren die ansässigen Mieter:innen über 
den Einzug, begleiten Geflüchtete im Ankom-
mensprozess und können im Vorfeld auf Fragen 
und Vorbehalte reagieren. Es gibt eine konkrete 
Ansprechperson, die Missverständnisse ausräu-
men und vermitteln kann.  

Zugang zum Wohnungsmarkt 

In best-practice Beispielen wird dies von kommuna-
len Wohnungsunternehmen, der Gemeinde oder dem 
Land finanziert. 

Migrantische Nachbar:innen als Ressource 

Wenn viele Migrant:innen in einer Nachbarschaft 
wohnen wird das oft kritisch gesehen. Allerdings sind 
länger ansässige Menschen mit Migrationshinter-
grund eine wesentliche Ressource im Quartier, die für 
Geflüchtete Anknüpfungspunkte an die lokale Ge-
meinschaft bieten. Diese Ressource anzuerkennen 
und zu unterstützen, kann die Ankunftssituation und 
das soziale Zusammenleben langfristig verbessern, 
insbesondere in benachteiligten Quartieren.  
  
 

Die eigene Wohnung ist ein zentraler Rückzugsort für alle Menschen. Wie und wo gewohnt wird, hat daher 
auch erheblichen Einfluss auf das Wohlbefinden von Geflüchteten, etwa durch die soziale Einbindung in die 
Nachbarschaft. Gleichzeitig ist das Thema Wohnen eine der größten praktischen und gesellschaftlichen Her-
ausforderungen für Kommunen. Wohnungsknappheit ist nicht nur in Großstädten ein Problem, sondern 
auch in Klein– und Mittelstädten eine immer drängendere Frage. 
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Hintergrund 

Passfähigkeit als Herausforderung 

Für Geflüchtete mit geringem Einkommen, 
beschränkten sozialen Netzwerken vor Ort 
und wenig Deutschkenntnissen sind ange-
spannte Wohnungsmärkte eine besondere 
Herausforderung. In Kommunen mit verfüg-
barem Wohnraum liegt das Problem in der 
Passfähigkeit von Wohnungsgröße und dem 
Bedarf, etwa von großen Familien aber auch 
von Alleinstehenden oder Menschen mit kör-
perlichen Beeinträchtigungen. 

Diskriminierung bei der  
Wohnungssuche 

Bei Diskriminierungen spielen aufenthalts-
rechtliche  Sachverhalte wie Aufenthaltstitel 
für ein Jahr oder wenige Monate eine wichti-
ge Rolle. Für einen Mietvertrag wird das von 
Vermietenden, auch von kommunalen Wohnungsun-
ternehmen, als zu kurz und unsicher eingestuft.  
Zudem ist die Ablehnung von Personen mit sichtba-
rem Migrationshintergrund ein Problem. Gründe dafür 
liegen in Unsicherheit gegenüber „Fremden“, Sorge 
vor Sprachbarrieren, aber auch rassistischen  
Einstellungen. 

Sind Geflüchtete involviert, werden Nachbarschafts-
konflikte schnell zu kulturellen Konflikten erklärt. Ins-
besondere in alternden und schrumpfenden Gemein-
den liegen die Hintergründe von Streit über Lärm oder 
Nutzungskonflikte (bspw. Mittagsruhe versus Kinder-
spiel im Hof) häufig an unterschiedlichen Bedürfnis-
sen von Altersgruppen und verschiedenen Lebensrea-
litäten. In Kommunen mit Leerständen ist es auch die 
ungewohnte Präsenz von Mieter:innen in 
zuvor leeren Wohnungen, die als 
störend erlebt wird. 
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Die Forschung hinter den Empfehlungen 

Seit 2016 arbeitet das Team um Prof. Dr. Birgit Glorius zu Ankunftsprozessen von Geflüchteten, insbe-
sondere abseits der Großstädte. Dabei verwenden wir qualitative Methoden wie Interviews, Beobachtun-
gen, Fokusgruppendiskussionen und Mappings, sowie quantitative Umfragen.  
Detaillierte Informationen über die Forschungsprojekte finden Sie hier auf unserer  
Website: https://mytuc.org/ysmj 

Zur Abbildung:  Die Wohnsituation von Geflüchteten ist 

maßgeblich von den rechtlichen Rahmenbedingungen 

im Asylverfahren geprägt. Die Abbildung oben stellt den 
Verlauf im Asylverfahren mit positivem Bescheid und 

Anerkennung des Schutzstatus vereinfacht dar.  

Für Menschen in Duldung und Aufenthaltsgestattung 

sind die Aufenthaltsdauer in Gemeinschaftsunterkünf-
ten sowie die Mobilitätseinschränkung aufgrund von 

Residenzpflicht und Wohnsitzauflage deutlich größer. 

https://www.tu-chemnitz.de/phil/iesg/professuren/geographie/Forschung/index.php

